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Vorwort 

Dieses Buch erscheint zur rechten Zeit! Am 1. Januar 1995 tritt das im Novem-
ber 1993 nach langen Beratungen verabschiedete Fraktionsgesetz in Kraft. Damit 
haben Organisation und Verfahren der Willensbildung in den Fraktionen eine 
Regelung erfahren, die nicht zuletzt deshalb dringlich war, weil diese Zusammen-
schlüsse von Abgeordneten einer Partei Teile des Verfassungsorgans Parlament 
sind und - anders als die Parteien - im staatlichen, nicht im gesellschaftlichen 
Rahmen wirken. 

In der täglichen parlamentarischen Arbeit ist es - trotz Artikel 38 des Grundge-
setzes - zweifellos nicht der einzelne Abgeordnete, der die Meinungs- und 
Willensbildung beeinflußt; es sind vielmehr die Fraktionen. Deshalb gibt es auch 
immer wieder öffentlich erörterte Rechtsfragen. Erinnert sei nur an das Problem, 
ob Abgeordnete zweier Parteien, die sich in einem Bundesland keine Konkurrenz 
machen, eine Fraktion bilden können und an die detaillierte Regelung der Rechte 
eines fraktionslosen Abgeordneten durch das Bundesverfassungsgericht (E 80, 
188). 

Gern gebe ich namens der Herausgeber der Schrift ein Geleitwort mit auf den 
Weg. Sie analysiert das Fraktionsgesetz und Fraktionsgeschäftsordnungen, schil-
dert Organisation und Entscheidungsablauf in der Vollversammlung, den Arbeits-
gruppen. Die Verfasserin läßt der praktischen Fraktionsarbeit Gerechtigkeit wi-
derfahren, etwa mit der Feststellung, daß ein Abgeordneter gegen die Anleitung 
seiner Fraktion zu stimmen habe, wenn er anders seine Abgeordnetenfunktionen 
nicht erfüllen könnte und gegen sein Gewissen handeln müßte. 

Da das Buch das Fraktionsgesetz und die Geschäftsordnungen der Bundestags-
fraktionen enthält, kann es ohne Umschweife als praktische Handreichung dienen. 
Wir wünschen ihm viel Erfolg. 

Hamburg, den 10. Oktober 1994 
Prof Dr. Ulrich Karpen 





Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung hat im Herbst 1993 der Juristischen Fakultät 
der Ruhr-Universität Bochum als Dissertation vorgelegen. Rechtsprechung und 
Literatur sind bis Mai 1994 berücksichtigt. 

Zu großem Dank für die wissenschaftliche Betreuung der Arbeit bin ich mei-
nem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Friedrich E. Schnapp verpflichtet. 

Wertvolle Anregungen und Hinweise erhielt ich von dem rechtspolitischen 
Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, dem langjährigen Abgeordneten Herrn 
Detlef Kleinert sowie von Herrn Ministerialdirektor Dr. Hans-Achim Roll, seiner-
zeit Leiter des Fraktionsbüros der eDU / CSU-Bundestagsfraktion. Daneben gilt 
mein Dank denjenigen Mitarbeitern der Fraktionen, die mir Fragen zum Fraktions-
recht beantworteten. 

Der Deutsche Bundestag unterstützte die Veröffentlichung der Arbeit durch 
einen großzügigen Druckkostenzuschuß. 

Dieses Buch habe ich meiner Familie gewidmet, die mir ein steter Rückhalt war. 

Bonn, im Mai 1994 
Sylvia Kürschner 
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Einführung 

Aufgabe und Gang der Untersuchung 

1911 heißt es in einem Bericht der Geschäftsordnungskommission des Preußi-
schen Abgeordnetenhauses: " ... die Fraktionen machten ja alles; was auch im 
Haus vorgehe, es vergehe keine Minute, ohne daß von ihnen nicht die Rede sei 

"1 

Diese Aussage hat nicht an Aktualität eingebüßt, vielmehr sind auch heute 
die Fraktionen, nicht die einzelnen Abgeordneten die maßgebenden Faktoren der 
parlamentarischen Meinungs- und Willensbildung 2• 

Trotz dieser Gewichtsverlagerung des parlamentarischen Wirkens vom Ab-
geordneten auf die Fraktionen wird die fraktionsinterne Meinungs- und Wil-
lensbildung sowie der Binnenbereich der Fraktionen insgesamt in der parlaments-
rechtlichen Literatur nur ansatzweise erörtert. 

Mit der vorliegenden Arbeit soll nicht nur eine detaillierte Darstellung des 
Fraktionsbinnenbereiches vorgelegt werden, sondern es erfolgt auch dessen 
grundlegende rechtliche Untersuchung. Die Rechtsschutzmöglichkeiten des ein-
zelnen Fraktionsmitgliedes gegenüber "seiner" Fraktion werden ebenfalls erörtert. 
Diese Aufgabe gewinnt zusätzlich an Aktualität vor dem Hintergrund, daß der 
Bundestag im November 1993 ein Fraktionsgesetz beschlossen hat, das am 1. 
Januar 1995 in Kraft tritt 3• 

Da das innere Fraktionsrecht entscheidend von der Praxis der einzelnen Fraktio-
nen geprägt ist, sind die Erfahrungen von Abgeordneten und Fraktionsmitarbei-
tern besonders berücksichtigt worden. 

Die Arbeit gliedert sich wie folgt: Zunächst wird die historische Entwicklung 
der Fraktionen unter Einbeziehung ihrer Organisation und Arbeitsweise aufge-
zeigt, bevor im zweiten Kapitel eine Begriffsbestimmung des Fraktionsbinnen-
rechts sowie die Darlegung seiner verfassungsmäßigen Grenzen erfolgt. Im dritten 
Kapitel werden die Rechtsquellen des Fraktionsbinnenrechts - einschließlich 
ihrer rechtlichen Qualiflkation - behandelt. Das vierte und fünfte Kapitel stellen 
- vergleichend - die Organisation, Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe 
innerhalb der Fraktionen dar. Im Anschluß an die rechtliche Überprüfung einzel-

1 PrAH. 21. /IV., Ds. Nr. 357 A-C, S. 324 ff., S. 54 d. AnI. 
2 BVerfGE 43, 142 ff. (149); 70, 324 ff. (351); 80, 188 ff. (219). 
3 BT-Drs. 12/6067. 

2' 
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ner Fraktionsabläufe wird im siebten Kapitel die Frage nach den Auswirkungen 
von Fraktionsgeschäftsordnungsverstößen erörtert. Die beiden letzten Kapitel 
beschäftigen sich mit den Rechtschutzmöglichkeiten des einzelnen Fraktionsmit-
gliedes. 



A. Historische Entwicklung der Fraktionen 

In der geltenden Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages haben die 
Fraktionen eine herausragende Stellung. 

Die parlamentarische Entwicklung in Deutschland zeigt jedoch, daß es vom 
erstmaligen Auftauchen des Begriffs "Fraktion" 1848 über ihre geschäftsord-
nungsmäßige Anerkennung im Jahre 1922 bis hin zu ihrem heutigen Status nach 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages ein langwieriger Weg war, 
der im folgenden dargestellt werden soll. Bei dieser historischen Betrachtung 
soll insbesondere auch die interne Fraktionsorganisation und -arbeitsweise bis 
zum Zusammentritt des ersten Deutschen Bundestages berücksichtigt werden. 

I. Fraktionen in der Frankfurter Nationalversammlung 

1. Die Bildung von Fraktionen 

Die historischen Vorläufer der heutigen Fraktionen finden sich in der Frankfur-
ter Nationalversammlung von 1848/49 zusammen 1. Da politische Parteien bei 
der Wahl von 1848 keine Rolle spielten, bildete sich die Frankfurter Nationalver-
sammlung als das klassische Honoratioren-Parlament, als eine Versammlung von 
politischen Individualisten und parlamentarischen Grandseigneurs, die aufgrund 
ihrer Persönlichkeit gewählt worden waren 2• 

In dieser Versammlung herrschte zunächst ein Chaos von Anschauungen und 
Interessen. Es erwies sich sehr bald, daß eine erfolgreiche parlamentarische Arbeit 
ohne Bildung von einheitlichen Gruppen unmöglich war3• Dreihundet bis fünf-
hundert einzelne Abgeordnete konnten nicht jeweils zu den einzelnen Fragen zu 
Wort kommen, es konnte nicht jeder Antrag jedes Abgeordneten diskutiert wer-
den. Es waren daher Gremien notwendig, die eine Auswahl der Redner trafen 
und sich auf bestimmte Anträge einigten, damit die Verhandlungen gestrafft 
werden konnten 4• Die Abgeordneten Blum, v. Gagern und Lichnowski forderten 
daher zur Partei- bzw. Fraktionsbildung im Parlament auf, um die Verhandlungen 
zu kürzen und zu straffen 5. Die Auffassung der Altliberalen, die die Bildung 

1 Hauenschild, Wesen und Rechtsnatur der parlamentarischen Fraktionen, S. 21. 
2 Ritzel/ Bücker, Handbuch für die parlamentarische Praxis, Vorbem. I 1 zu § 10. 
3 Hauenschild, Fraktionen, S. 23. 
4 Ebenda. 
5 Steno Ber. FrNV 1. Bd., 18. Sitzung, S. 122, 21. Sitzung, S. 468. 
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